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Das Heizungsgesetz polarisiert extrem. 
Was halten Sie von der finalen Form, die 
nun beschlossen werden soll? 
erstmal: Das Verfahren, wie dieses gesetz 
von der regierung durchgeboxt wurde, war 
mehr als grenzwertig. Wenn der eindruck 
entsteht, dass expertenanhörungen nur 
noch pro forma stattfinden, schadet das der 
Demokratie. Das Bundesverfassungsge-
richt hat da zurecht ein Stoppschild gesetzt. 
Das ist zugleich eine Chance, das gesetz in 
einem guss mit der kommunalen Wärme-
planung und der förderkulisse abzustim-
men und zu verabschieden. inhaltlich ist 
das gesetz gegenüber dem entwurf ja 
deutlich besser geworden. es ist jetzt tat-
sächlich technologieoffen. ich halte es aber 
immer noch für zu kompliziert und zu 
kleinteilig. ein weiteres Manko ist, dass das 
gesetz zur kommunalen Wärmeplanung 
erst später fertig wird. und die Höhe der 
förderung sollte von der CO2-Minderung 
abhängen, nicht nur von den kosten des 
Heizungstauschs. Das wäre sowohl für das 
klima als auch für den Haushalt besser. 

Zu welcher klimafreundlichen Technik 
raten Sie Eigentümern eines mittelmäßig 
gedämmten Einfamilienhauses? 
ein ingenieursgrundsatz lautet: Verliebe 
dich nie in ein bestimmtes gerät oder eine 
bestimmte technik. Das gilt auch beim 
thema Heizungsmodernisierung. Jedes 
Haus ist anders, da sind keine pauschalen 
ratschläge möglich. aber vielleicht ein 
paar anregungen: Man sollte alle Optio-
nen prüfen lassen, etwa Wärmepumpen, 
Bioenergie oder fernwärme. und wenn 
sinnvoll möglich, mit Solarenergie kombi-
nieren. Wenn eine Wärmepumpe eine Op-
tion ist, würde ich immer prüfen, ob eine 
Bohrung für erdwärme möglich ist. Das ist 
zwar teurer als eine luftwärmepumpe, 
aber stabiler und effizienter. es ist auch rat-
sam, die abwärme zu nutzen, die ein Haus-
halt produziert, zum Beispiel mit einem 
Wärmetauscher. und man sollte immer 
versuchen, den energiebedarf eines Hau-
ses zu senken. Sonst können gerade luft-
wärmepumpen bei den jetzigen Stromprei-
sen schnell zur kostenfalle werden.

Bevor Hauseigentümer in die Pflicht ge-
nommen werden, sollen  die Kommunen 
klimafreundliche Wärmenetze planen. 
Können die das überhaupt in Zeiten 
knapper Kassen und fehlenden Perso-
nals?
Die Wärmewende ist eine infrastruktur-
wende. Die darf nicht davon abhängen, wie 
viele einwohner eine kommune hat und 
wie sie finanziell dasteht. Da darf es keine 
Brüche geben, das müssen Bund und län-
der sicherstellen. Die landesenergieagen-
turen sollten regionale Zweigstellen be-
kommen, um die Prozesse zu begleiten. 
Sinnvoll wäre auch, wenn nicht jede kom-
mune separat vor sich hin plant, sondern sie 
zusammenarbeiten. Die größere Herausfor-
derung wird aber die umsetzung sein. 

Wie teuer wird das?
Wärmepläne zu erstellen wird deutsch-
landweit vielleicht einen dreistelligen Mil-
lionenbetrag kosten. Die transformation 
der Wärmenetze wird einen dreistelligen 
Milliardenbetrag kosten. ich hoffe mit 
Blick auf die nächsten generationen sehr, 
dass dieser nicht allein über Schulden fi-
nanziert wird. 

Der Anteil der Fernwärme soll deutlich 
steigen. Oft ist die aber relativ teurer. Bür-
ger wehren sich gegen Anschlusszwänge. 
Geht der Heizungsstreit weiter?
fernwärme braucht regulierung, ganz 
klar. Die anbieter müssen ihre kalkulatio-

senschaftlern, ingenieuren, Ökonomen 
und Sozialwissenschaftlern hören. Sonst ist 
die gefahr sehr groß, dass politische initia-
tiven zu kurz greifen oder zu einseitig sind.

Klimaaktivisten sagen, mit politischen 
Kompromissen komme man nicht gegen 
die Klimakrise an. Sie fordern Bürger- 
oder Expertenräte mit Vetorechten. 
und das ist grundfalsch. kompromisse 
schaffen soziale akzeptanz und damit ge-
schwindigkeit in der Breite. Solange wir in 
einer Demokratie leben, ist der fortschritt 
immer ein kompromiss. Wer das nicht ak-
zeptieren will, der sollte nicht versuchen, 
mit der forderung nach einem Vetorecht 
für expertenräte eine Paralleldemokratie 
aufzubauen. Wer glaubt, dass der klima-
schutz gestärkt wird, wenn experten, die 
nicht vom Volk gewählt sind, ein Vetorecht 
bekommen, der irrt gewaltig. Beteiligung 
ist ein wichtiger Bestandteil gelebter De-
mokratie, aber räte, egal wie sie heißen, 
mit Vetorecht im Parlament haben in De-
mokratien nichts zu suchen. Sie schwächen 
die Bedeutung von Wählerstimmen und 
höhlen damit die Verfassung aus. Dass die 
Steuerzahler dafür auch noch zahlen sol-
len, geht gar nicht. 

Aber was, wenn die Mehrheit der Bürger 
keinen Klimaschutz will, zum Beispiel, 
weil er teuer ist? 
ich denke, dass die akzeptanz für klima-
schutz in Deutschland hoch ist. nur die Me-
thoden kommen nicht gut an. Die Men-
schen haben das gefühl, es geht nur noch 
in eine richtung, in eine technologie. all 
electric, alles mit Strom, sowohl beim Hei-
zen als auch beim autofahren. und das bit-
te ganz schnell. Die Politik muss viel mehr 
kommunizieren, auch Streit und Debatte 
aushalten. So wie beim gebäudeenergiege-
setz. Die erste fassung war quasi ein Wär-
mepumpengesetz, mit Wärmepumpen-
gipfel begleitet. Das hat sich geändert. es 
war nur leider eine nicht besonders gut or-
ganisierte Debatte. Die politische konstel-
lation ist eigentlich ideal: die SPD für die 
soziale gerechtigkeit, die grünen für einen 
ambitionierten klimaschutz, die fDP für 
finanzierbarkeit und Wettbewerbsfähig-
keit – da ließe sich schon viel bewegen. 

Wird die Deutschland 2045 tatsächlich 
klimaneutral sein? 
Mit den instrumenten von heute wird das 
kaum zu schaffen sein. Wir konzentrieren 
uns zu sehr auf einzelne Personen, Häuser, 
Heizungen, autos, Betriebe. Was wir brau-
chen, ist ein systemischer vernetzter an-
satz. Zum Beispiel, dass wir eine kreislauf-
wirtschaft im Bau etablieren und eben 
nicht nur auf die Heizung fokussieren. 
Zum Beispiel, dass ein Wohnquartier sei-
nen überschüssigen Solarstrom an einen 
industriebetrieb liefert, der daraus Was-
serstoff macht, mit dem produziert oder 
im Winter geheizt werden kann. Heute 
können industriebetriebe teils nicht mal 
ihre abwärme auf die andere Straßenseite 
liefern, weil eine gemarkungsgrenze da-
zwischen liegt.  aktuell überwiegt der ein-
druck, dem klimawandel könne man nur 
durch Verzicht und Moral begegnen. Da 
muss man sich über Widerstand nicht 
wundern. Der Wandel wird nur gelingen, 
wenn die Menschen die Veränderungen 
als positiv empfinden. Das gute ist und 
nach vorn geblickt: ich habe das gefühl, 
dass wir jetzt endlich ins Handeln kom-
men. und wenn wir das mit der ganzen 
Breite der gesellschaft und der ideen an-
gehen, werden wir auch viel bewirken.

Das Gespräch führten Julia Löhr und 
Johannes Pennekamp.

nen offenlegen, das muss kontrolliert wer-
den. Da wird auch das Bundeskartellamt 
noch eine wichtigere rolle spielen müs-
sen. Was mir aber mehr Sorgen bereitet, ist 
die art und Weise, wie fernwärme grün 
werden soll. Die geplanten Übergangsfris-
ten sind extrem knapp. neue Wärmenetze 
sollen spätestens bis 2034 zu 65 Prozent 
erneuerbare Wärme liefern. Das wird 
nicht funktionieren. und wir brauchen 
auch hier weniger technologieskepsis. Die 
gasinfrastruktur in Deutschland ist unge-
fähr 370 Milliarden euro wert. Die nicht 
weiter zu nutzen wäre volkswirtschaftli-
cher irrsinn. Wir brauchen also eine Pers-
pektive auch für Biogas und Wasserstoff. 

Kritiker sagen, die Regierung hätte sich 
das Heizungsgesetz sparen und stattdes-
sen den CO2-Preis deutlich erhöhen sol-
len. Teilen Sie diese Einschätzung? 
Die idee ist nicht abwegig. Von 2027 an, 
wenn die nächste Stufe des eu-emissions-
handels greift und den Wärmesektor um-
fasst, wird der CO2-Preis ohnehin deutlich 
steigen. auch das ist letztlich Ordnungs-
recht, weil die anzahl der emissionszertifi-
kate politisch begrenzt wird. Wie teuer das 
Heizen mit fossilen Brennstoffen dadurch 
wird, lässt sich heute schwer abschätzen. im 
Moment bauen die leute in einer Panikre-
aktion neue gas- und Ölheizungen ein, oh-
ne zu wissen, was auf sie zukommt. aber 
man könnte schon mal die kfW-förderung 
reformieren und etwa an der CO2-Minde-
rung und der CO2-Preisdynamik ausrichten.

Was war aus Ihrer Sicht – neben der Eile – 
der größte Fehler beim Gebäudeenergie-
gesetz? 
Die regierung wollte den kürzesten Weg 
gehen. aber der kürzeste Weg zu mehr 
klimaschutz ist meist der sozial kälteste. 
Die Politik muss mehr soziale Sensibilität 
entwickeln. Die soziale frage muss und 
von anfang an inhärent mitbeantwortet 
werden, die darf nicht erst dann kommen, 
wenn ein gesetz quasi schon beschlossene 
Sache ist. ich sehe mit Sorge, dass auf eu-
ebene jetzt Sanierungspflichten geplant 
werden. Das wird eine zusätzliche Belas-
tung für die Hauseigentümer. Man muss 
im Vorfeld sozial differenzieren und tech-
nisch offen agieren. 

Die geplanten EU-Sanierungspflichten 
für Häuser könnten der nächste teure Auf-

reger werden. Sollte die Bundesregierung 
versuchen, diese zu verhindern?
grundsätzlich ist der gedanke, dass Häu-
ser weniger energie verbrauchen sollten, 
richtig. und dass bei Häusern der schlech-
testen effizienzklassen besonders viel zu 
holen ist, auch. aber wir müssen auch hier 
wieder differenziert vorgehen. Bei den 
Häusern, die in Deutschland von den Plä-
nen betroffen wären, handelt es sich zu 
über 25 Prozent um ältere einfamilienhäu-
ser, oft im ländlichen raum. in vielen fäl-
len würden bei den heutigen Baupreisen 
die Sanierungskosten den Wert dieser 
Häuser übersteigen. ich mag das Wort 
nicht, aber das käme einer kalten enteig-
nung gleich. Deshalb begrüße ich jeden 
Versuch, diesen ansatz mit einzelgebäu-
de-fokus zu stoppen.

Was wäre die Alternative?
groß-Mehrfamilienhäuser lassen sich 
durch serielles Sanieren gut und schneller 
auf Vordermann bringen. Das ist effizien-
ter, als lauter einfamilienhäuser einzeln zu 
sanieren. Wir sollten auch stärker in Quar-
tieren denken. Vielleicht lassen sich vor 
Ort bei Bürogebäuden, gewerbebetrieben 
oder öffentlichen gebäuden einfacher 
einsparungen erzielen oder erneuerbare 
energien gewinnen. klimaschutz ist eine 
gemeinschaftsaufgabe. Wir sollten nicht 
den fehler machen, ihn nach starren re-
geln auf die Bürger abzuwälzen. Das wird 
die Menschen überfordern und nur die po -
litischen ränder stärken.

Sie kritisieren seit Längerem, wie die Kli-
maschutzdebatte in Deutschland geführt 
wird, und dass sich Wissenschaft und Ak-
tivismus oft zu sehr vermischen. Was stört 
Sie konkret?
ich kritisiere die art der klimaschutzdebat-
te und ihre folgen. Hier treten immer wie-
der dieselben akteure auf, die ihre Pro -
blemanalyse und zugleich vermeintlich 
ein fache lösungen präsentieren. Sie erzäh-
len uns, wie wir bauen, heizen, essen, uns 
fortbewegen sollen und so weiter. Diese 
klarheit in der ableitung aus der analyse 
gibt es so aber nicht. Verstehen Sie mich 
nicht falsch: eine wissensbasierte Politik-
beratung ist extrem wichtig. Sie braucht die 
klare analyse von experten, aber auch die 
Vielfalt bei der Bewertung der Szenarien 
und der Handlungsoptionen. Die Politik 
sollte also die Positionen von energiewis-

kostspielige luftwärmepumpen, verfehlte 
Sanierungspläne: Der regierung fehlt bei 

der Wärmewende soziale Sensibilität,  kritisiert   
Bauexpertin lamia Messari-Becker. und noch

etwas anderes bereitet ihr Sorgen.

„Das käme einer 
kalten Enteignung gleich“

Nächste Großbaustelle „Sanieren“:  Wo fängt man am besten an – bei einzelnen Einfamilienhäusern oder bei weiter ausgreifenden Konzepten? foto Mauritius

smo. frankfurt. nach dem Bruch 
der koalition geht die Politik in Den 
Haag ein weiteres Mal  auf Sparflamme.  
Schon    nach dem rücktritt anfang 2021   
regierte ein geschäftsführendes kabi-
nett rund ein Jahr lang das land. im 
tagesgeschehen machte das kaum 
einen unterschied. aber richtungsent-
scheidungen fallen  in der regel nicht 
mehr. Diese art der Politik steht nun 
wieder monatelang an, denn eine neu-
wahl kann nach angaben des Wahlrats 
aus juristischen und logistischen grün-
den frühestens Mitte november statt-
finden, und  anschließende koalitions-
verhandlungen könnten sich wieder 
lange hinziehen. im Blickpunkt  stehen 
beispielsweise  die umwelt-, agrar- und 
Wohnungsbaupolitik – sowie haus-
haltspolitische fragen vor der eröff-
nung des neuen Parlamentsjahrs im 
September.  Die regierung kann das 
laufende geschäft weiterbetreiben,  
trifft aber  den politischen usancen ge-
mäß keine großen entscheidungen – 
mit Blick darauf, dass der Wähler einer 
neuen regierung erst das Mandat ver-
leihen soll.  Solange das Parlament zu-
stimmt, sind  ausnahmen möglich.  

Die koalition  war  anlässlich des 
Streits über die einwanderungs- und 
asylpolitik zerbrochen:  Ministerpräsi-
dent Mark rutte gab am freitagabend 
bekannt, die  unterschiede unter den 
vier koalitionsparteien in der Migra-
tionspolitik seien „unüberbrückbar“.  
ruttes rechtsliberale Partei VVD hatte 
gefordert, den familiennachzug von 
kriegsflüchtlingen zu beschränken, die 
sich schon im land aufhalten. Zwei der 
koalitionspartner lehnten das dezidiert 
ab: der linksliberale Partner D 66  und 
die christlich orientierte Christenunion,  
die den Wert „familie“ als zentral in 
ihrem Programm sieht. Vierte Partei in 
dem Bündnis ist der Christdemokrati-
sche aufruf (CDa). Über die  flücht-
lingspolitik hatte die koalition monate-
lang verhandelt,  in den letzten tagen 
vor dem Zerbrechen war die Spannung 
immer weiter gewachsen. Manche ver-
muten,  rutte habe durch eine rigide 
Haltung aus Machtinstinkt den Bruch 
provoziert – weil sich im anstehenden  
Wahlkampf gut verkaufen lassen könn-
te, dass er sich hart im thema einwan-
derung zeigt. Denn auf konservativer 
Seite hat die VVD zunehmend konkur-
renz, seit die Bauernpartei BBB unter 
ihrer Chefin Caroline van der Plas bei 
Wahlen zum Senat  im März zur größten 
Partei avancierte. 

Zu den derzeitigen kernthemen zählt 
die Beschränkung der emission von 
Stickstoffverbindungen – mit gravieren-
den potentiellen konsequenzen für 
landwirte, was ein grund für den 

jüngsten erfolg der BBB war.  als 
„chancenlos“ bezeichnet die Wirt-
schaftszeitung „Het financieele Dag-
blad“ nun den Plan, das gesetz so anzu-
passen, dass sich der ausstoß an 
Stickstoffverbindungen schon bis 2030 
statt 2035 halbiere. D 66 wollte daran 
festhalten, während der  CDa neu ver-
handeln wollte, nachdem er viele seiner 
traditionellen Wähler aus der landwirt-
schaft an die BBB verloren hatte. eben-
so könnten reformen für den Woh-
nungsmarkt nun auf eis liegen. 

am dritten Dienstag im September 
ist traditionell  „Prinsjesdag“, an dem 
der könig  das neue Parlamentsjahr er-
öffnet und in der „thronrede“ die Plä-
ne der  regierung vorliest. Hier zeich-
net sich nun eine lage wie schon  2021 
ab. im Januar jenes Jahres war die da-
malige regierung – die dritte unter 
ruttes führung  –   nach einer  Behör-
denaffäre  zurückgetreten, nur zwei 
Monate vor der plangemäß anstehen-
den Wahl.  koalitionsverhandlungen 
zogen sich so lange hin wie nie;  und 
rekord war auch die Periode, in der 
eine geschäftsführende regierung im 
amt  war. folge für den Prinsjesdag: 
Die regierung sprach von einem Haus-
halt, der das land behelfsweise am 
laufen halten soll – auch wenn sie 
durchaus  noch Sonderausgaben für 
dringliche themen  vorsah, wie die 
Wohnungskrise, das klima und den 
kampf gegen das Verbrechen, der we-
gen des Mords an dem prominenten 
Journalisten Peter de Vries plötzlich 
aktuell geworden war.  richtungswei-
sende haushaltspolitische Beschlüsse 
schob man hingegen auf.  

im vergangenen Jahr, unter einer 
wieder regulären regierung, stand der 
Haushalt ganz im Zeichen der absicht,  
die kaufkraft zu steigern – als aus-
gleich für den kaufkraftverlust, der 
durch die hohe inflation  entstanden 
war. auswirkungen auf die inländische 
kaufkraft  spielen  in den niederlanden 
generell eine  größere rolle in der fis-
kalpolitischen Debatte als in Deutsch-
land. in diesem Jahr dürfte wiederum 
die frage nach unterstützung für den 
Bürger stehen.  Mit Zustimmung des 
Parlaments kann  eine geschäftsführen-
de regierung auch grundsätzliche und 
einschneidende Beschlüsse fassen. Die 
Zeitung „de Volkskrant“ wies am Wo-
chenende darauf hin,  ruttes erstes ka-
binett habe im Jahr 2012 tage nach sei-
nem fall mithilfe der Opposition ein  
umfangreiches Sparpaket beschlossen, 
weil das Haushaltsdefizit aus dem ru-
der gelaufen sei. Die niederlande sind 
die fünftgrößte Volkswirtschaft der eu 
und gehören zu den vier wichtigsten 
Handelspartnern Deutschlands.

Nach  Koalitionsbruch:  Den Haag 
geht wieder auf Sparflamme
Viel bleibt liegen: umwelt-, Haushalts-, Wohnpolitik

ami. Wien. Die überraschende an-
kündigung von Steuer- und gebühren-
erhöhungen in der türkei hat zu kilo-
meterlangen Staus an der grenze 
nach georgien und aserbaidschan ge-
führt. lokale Medien zeigen Bilder  
von Menschen, die schnell noch ein 
günstiges Smartphone kaufen wollen. 
Denn in der türkei sind Smartphones 
wegen der hohen Steuern oft doppelt 
so teuer wie im ausland. 

allerdings dürfen aus dem ausland 
mitgebrachte Modelle nur 120 tage lang 
mit einer türkischen SiM-karte ohne 
registrierung bei den türkischen Behör-
den betrieben werden. Dafür wird eine 
anmeldegebühr fällig, die seit Januar 
6091 lira kostet – doppelt so hoch wie 
noch vor der Preiserhöhung. am Wo-
chenende wurde die anmeldegebühr 
nun noch mal um 228 Prozent auf 
20.000 lira erhöht. Das sind umgerech-
net etwa 700 euro –  oder fast das Dop-
pelte des Mindestmonatslohnes, der am 
1. Juli auf 398 euro angehoben wurde. 
Die Website, auf der die Mobiltelefone 
registriert werden, war laut lokalen Be-
richten überlastet.

Die am freitag im amtsblatt ver-
kündete erhöhung ist teil eines grö-
ßeren Steuererhöhungspaketes, das 
alle Verbraucher trifft. Denn die 
Mehrwertsteuersätze werden um 
zwei Punkte angehoben. Der redu-
zierte Satz, etwa für grundnahrungs-
mittel und Dinge des täglichen Be-
darfs, beträgt damit nun zehn 
Prozent, der für alle anderen güter 20 
Prozent. Die gebühren für manche 
Verwaltungsdienstleistungen wurden 
um 50 Prozent erhöht, eine Bankver-
sicherungs- und transaktionssteuer 
auf Verbraucherkredite steigt von 10 
auf 15 Prozent.

Zuvor hatte die regierung einen 
gesetzentwurf ins Parlament einge-
bracht,  dem zufolge die körperschaft-
steuer von Banken und finanzinstitu-
tionen um fünf  Prozentpunkte auf 30 
Prozent und die der übrigen unter-
nehmen von 20 auf 25 Prozent erhöht 
werden soll. exporteuren soll aller-
dings ein abschlag von fünf Prozent-
punkten gewährt werden. auch wür-
den die kfz-Steuern auf fahrzeuge 
verdoppelt, die bis ende des Jahres 
zugelassen werden. Zudem soll der 
Präsident ermächtigt werden, Sonder-
verbrauchsteuern auf diverse Waren 

bis um das fünffache zu erhöhen. Bis-
her ist das auf 50 Prozent begrenzt.

Die regierung begründet die erhö-
hung mit den hohen Wiederaufbau-
kosten nach dem erdbeben im febru-
ar, das 50.000 Menschen den tod 
brachte und dessen Schäden auf mehr 
als 100 Milliarden Dollar beziffert 
werden. unter anderem sollen 
600.000 Häuser wieder aufgebaut 
werden. Staatspräsident recep tayyip 
erdoğan hatte vor seiner Wiederwahl 
im Mai allerdings auch kostenträchti-
ge Wahlgeschenke verteilt. So stieg 
der Mindestlohn per Juli zum vierten 
Mal binnen anderthalb Jahren, auch 
die Beamtengehälter und Pensionen 
wurden angehoben, Haushalte be-
kommen gas in bestimmtem umfang 
kostenfrei, auch war bis zu 2 Millio-
nen arbeitnehmern ein vorzeitiger 
renteneintritt ermöglicht worden. 
Das alles treibt die ausgaben des 
Staatshaushaltes. 

Dieser muss zudem Belastungen in 
Höhe von Milliarden Dollar stemmen, 
um die Währungsverluste auszuglei-
chen, die anleger bei der durch die 
regierung veranlassten umwidmung 
von Devisen in lira-guthaben hin-
nehmen mussten. Die führung der 
konten des kkM-Programms – und 
damit mutmaßlich auch die kosten 
dafür – wurde nun vom finanzminis-
terium an die notenbank delegiert. im 
vorigen Jahr hatte die regierung zum 
ausgleich der Devisenkursverluste 
knapp 4 Milliarden Dollar bezahlt. 
Seit Januar hat die lira zu Dollar und 
euro abermals an die 30 Prozent an 
Wert verloren.

Das türkische Haushaltsdefizit war 
in den ersten 5 Monaten mit umge-
rechnet 10,26 Milliarden Dollar mehr 
als doppelt so groß wie im gleichen 
Zeitraum des Vorjahres. Die seit Juni 
amtierende neue regierung hatte 
einen kurs der wirtschaftlichen kon-
solidierung und Bekämpfung der in-
flation angekündigt, unter anderem 
hatte die neue notenbankgouver-
neurin den leitzins von 8,5 auf 15 
Prozent hochgesetzt. Die inflation 
liegt aktuell bei 38,2 Prozent. Ökono-
men weisen aber darauf hin, dass die 
mit den Steuererhöhungen einherge-
henden Preissteigerungen zu einem 
weiteren anstieg der lebenshaltungs-
kosten führen dürften.

Kostenschock für viele Türken
regierung erhöht Steuer und gebühren deutlich

Lamia Messari-Becker, gebürtige 
Marokkanerin (1973), ist Professo-
rin für gebäudetechnologie und 
Bauphysik an der universität Sie-
gen. Die Bauingenieurin promo-
vierte über CO2-Zertifikate und 
energetische Sanierung im gebäu-
desektor. Sie gehört dem Club of 
rome an  und war Mitglied im Sach-
verständigenrat für umweltfragen. Lamia Messari-Becker foto astrid eckert
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